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1. Inhalt der Versicherung

§ 1	 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung

Die AUXILIA erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
des Versicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen 
im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz).

§ 2	 Leistungsarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 26 und  
§ 29 vereinbart werden. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, umfasst 
der Versicherungsschutz
a) 	� Schadenersatz-Rechtsschutz 
	 für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese 

nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines 
dinglichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen 
beruhen oder soweit der Versicherungsschutz nicht in der Leistungs-
art n) oder q) cc) enthalten ist;

b) 	 Arbeits-Rechtsschutz 
	� für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen 

sowie aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich 
dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

	 für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen besteht 
Rechtsschutz nur vor deutschen Arbeitsgerichten;

c) 	 Wohnungs-Rechtsschutz
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus einem Mietverhältnis, 

das eine Wohnung oder ein Einfamilienhaus zum Gegenstand hat;
d) 	 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen 

Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten an beweglichen Sachen, 
soweit der Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b), c), 
n) oder q) aa) enthalten ist;

e) 	 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgabe-

rechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- und Verwaltungs-
gerichten;

f) 	 Sozialgerichts-Rechtsschutz
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten;
g) 	 Verwaltungs-Rechtsschutz
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in

aa) 	 verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehörden 
und vor Verwaltungsgerichten,

bb) 	 nicht verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Ver-
waltungsgerichten;

h) 	� Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 
	 für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;
i) 	 Straf-Rechtsschutz 
	 für die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) 	 eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird durch ein Urteil 
rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherungsnehmer das 
Vergehen vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, der  
AUXILIA die Kosten zu erstatten, die diese für die Verteidigung 
wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen 
hat. Dies gilt nicht bei Abschluss des Verfahrens durch einen 
rechtskräftigen Strafbefehl.

bb) 	 eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahr-
lässige Begehung strafbar ist, solange dem Versicherungsneh-
mer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem 
Versicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Verge-
hen vorsätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend Versi-
cherungsschutz, wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass 
er vorsätzlich gehandelt hat. 

	 Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versi-
cherungsschutz, ebenso wenig bei dem Vorwurf eines Verge-
hens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z.B. Beleidi-
gung, Diebstahl, Betrug). 

	 Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes 
noch den Ausgang des Strafverfahrens an;

j) 	 Rechtsschutz für das Opfer von Gewaltstraftaten
aa) 	 für den Anschluss des Versicherten an eine vor einem deut-

schen Strafgericht erhobene öffentliche Klage als Nebenkläger, 
wenn die versicherte Person durch eine rechtswidrige und vor-
sätzlich begangene Tat nach den in § 395 Abs. 1 Ziff. 
Nr. 1 	(Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung),
Nr. 2 	(Straftaten gegen das Leben)
Nr. 3 	(Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit) sowie 
Nr. 4 	(Straftaten gegen die persönliche Freiheit) 

	 der Strafprozessordnung näher aufgeführten Strafbestimmungen 
verletzt oder betroffen ist;

bb) 	 für die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes nach deutschem Straf
prozessrecht als Verletzten- oder Zeugenbeistand für die versi-
cherte Person, wenn diese durch eine der unter aa) fallenden 
Taten verletzt ist;

cc) 	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten in  
nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des so 
genannten Täter-Opfer-Ausgleiches vor einem deutschen Straf-
gericht im Zusammenhang mit einer unter aa) fallenden Tat;

dd) 	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten 
vor deutschen Gerichten und für das vorgeschaltete Wider-
spruchsverfahren wegen Ansprüchen nach dem Opferentschä-
digungsgesetz (OEG) und dem Sozialgesetzbuch (SGB), soweit 
er durch eine unter aa) fallende Tat verletzt oder betroffen ist, 
dadurch dauerhafte Körperschäden erlitten hat und sofern 
nicht ohnehin bereits Kostenschutz gemäß § 2 f) besteht. 

	 Ist eine versicherte Person durch eine der o.g. Straftaten getötet wor-
den, besteht Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen des Ehegatten, der Eltern, Kinder und Geschwister des Opfers als 
Nebenkläger.

k) 	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des 
Vorwurfes 
aa) 	 einer verkehrsrechtlichen Ordnungswidrigkeit, sofern
	 – 	� die Eintragung eines Punktes in das Verkehrszentralregis-

ter angedroht wird und dieses bereits mit mindestens 
sechs Punkten belastet ist oder

– 	 für den vorgeworfenen Verstoß die Eintragung von mehr 
als einem Punkt in das Verkehrszentralregister angedroht 
wird oder

– 	 ein Fahrverbot angedroht wird;
bb) 	 einer nicht verkehrsrechtlichen Ordnungswidrigkeit;

l) 	� Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht
	 für Rat oder Auskunft eines in Deutschland zugelassenen Rechtsan-

waltes in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen Angele-
genheiten, wenn diese nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen 
Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen. Anstelle der Kosten 
für Rat oder Auskunft erstattet die AUXILIA die Kosten einer außerge-
richtlichen Konfliktlösung durch Mediation gem. § 5 a;

m) 	 Rechtsschutz in Betreuungsverfahren 
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in unmittelbarem Zusam-

menhang mit einer Betreuungsanordnung gegen den Versicherungs-
nehmer oder eine mitversicherte Person. Die Kosten gemäß § 5 Abs. 
1 und 2 werden bis zu einem Höchstbetrag von 1.500,– € erstattet.

n) 	 Altersvorsorge- und Sparer-Rechtsschutz 
	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus

– 	 Geldanlagen auf Giro-, Spar-, Festgeld- und / oder Tagesgeldkonten
– 	 Renten- und kapitalbildenden Lebensversicherungen mit Garan-

tiezins, soweit sie nicht unter § 3 Abs. 2 e) bb) fallen
– 	 Kapitalanlagen im Rahmen vermögenswirksamer Leistungen 

nach dem Vermögensbildungsgesetz 
– 	 Kapitalanlagen im Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge, 

begrenzt auf die aus der Entgeltumwandlung finanzierten Bei-
träge. Soweit diese über den gesetzlichen Anspruch gegen den 
Arbeitgeber hinausgehen, gilt für den überschießenden Teil der 
Ausschluss gemäß § 3 Abs. 2 e).

– 	 Kapitalanlagen, für die der Versicherungsnehmer gemäß §§ 10 
a, 79 ff. EStG („Riester-Rente“) oder gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 2 b) 
EStG („Rürup-Rente“) eine steuerliche Förderung erhält, soweit 
die Höchstgrenze der steuerlichen Förderungsfähigkeit nicht 
überschritten wird. Wird diese Grenze überschritten, gilt für 
den überschießenden Teil der Ausschluss gemäß § 3 Abs. 2 e).

	 Insoweit gilt der Ausschluss gemäß § 3 Abs. 2 e) nicht, wenn vor
stehend nichts anderes geregelt ist.

o) 	 Rechtsschutz für Vorsorgeverfügung
	 bei Vorliegen eines Beratungsbedarfs zur Erstellung oder Änderung 

einer Vorsorgeverfügung (Patienten- und Betreuungsverfügung, Vor-
sorgevollmacht) im privaten Bereich vermittelt die AUXILIA auf 
Wunsch eine telefonische Rechtsberatung durch unabhängige 
Rechtsanwälte. Diese umfasst auch die Unterstützung bei der Regist-
rierung der Vorsorgedokumente beim Zentralen Vorsorgeregister der 
Bundesnotarkammer. Die diesbezüglichen Registrierungsgebühren 
werden erstattet. Eine eventuell vereinbarte Selbstbeteiligung fällt 
nicht an.

p) 	 entfällt
q) 	 Internet-Rechtsschutz im Zusammenhang mit der privaten Internetnutzung

aa) 	 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Verträgen, die 
im privaten Bereich 
aaa) 	 über das Internet oder 
bbb) 	��mit Providern bzgl. des Zugangs zum Internet 
abgeschlossen werden bzw. worden sein sollen;

bb) 	 für Rat oder Auskunft eines Rechtsanwaltes aufgrund einer Ab-
mahnung, die der Versicherungsnehmer oder eine mitversicher-
te Person als Privatperson wegen eines behaupteten Urheber-
rechtsverstoßes im Internet erhalten hat. Insoweit kommt der 
Risikoausschluss in § 3 Abs. 2 d) aa) nicht zur Anwendung. Die 
Kosten für Rat oder Auskunft des Rechtsanwaltes werden pro 
Kalenderjahr bis zu einem Höchstbetrag von 120,- € erstattet. 
Eine eventuell vereinbarte Selbstbeteiligung fällt nicht an.
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cc) 	 für die Geltendmachung von Schadenersatz- und Unterlas-
sungsansprüchen wegen
aaa) � einer Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 

(z.B. durch beleidigende Äußerungen oder kompromittie-
rende Bilder / Videos in sozialen Netzwerken, Blogs, Dis-
kussionsforen oder auf Websites);

bbb)  eines Identitätsmissbrauchs durch die ungenehmigte und 
in Schädigungsabsicht erfolgte Verwendung von Identifi-
zierungselementen (z.B. Postadresse, Telefonnummer, 
Bankverbindungsdaten, Personalausweis) oder Identitäts-
authentifizierungselementen (z.B. Login-Daten, Passwör-
ter, Benutzernamen, IP- oder E-Mail-Adressen);

ccc)  eines Missbrauchs von Zahlungsmitteln (z.B. EC-Karte,  
Kreditkarte, Online-Bezahldienste);

�Der Internet-Rechtsschutz gilt nur im Zusammenhang mit einer 
ausschließlich privaten Internetnutzung.

§ 3	 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, nicht für 
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
(1) 	 in ursächlichem Zusammenhang mit

a) 	 Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Staatsbankrott, Streik, Aussperrung oder Erdbeben;

b) 	 Schäden, die durch Bio-, Nano- oder Gentechnologie entstan-
den sind sowie Nuklear- und genetische Schäden, soweit diese 
nicht auf eine medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

c) 	 aa) 	� Bergbauschäden oder Beeinträchtigungen aufgrund von 
bergbaubedingten Immissionen an Grundstücken, Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen,

   	 bb) 	 Fracking;
d) 	 aa) 	� dem Erwerb oder der Veräußerung eines Grundstückes, 

Gebäudes oder Gebäudeteils,
	 bb) 	� der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Ge-

bäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben 
oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

	 cc) 	� der genehmigungs-, anzeige- und/oder freistellungs-
pflichtigen baulichen Veränderung eines Grundstückes, 
Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers befindet oder das dieser 
zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

	 dd) 	� der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten 
Vorhaben;

	 ee)	� der Finanzierung einer nicht genehmigungs-, anzeige- 
und/oder freistellungspflichtigen baulichen Veränderung 
eines Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles;

e) 	 der Verbreitung von Krankheitserregern oder gentechnisch ver
änderten Pflanzen, Pflanzenteilen, Saatgut oder Tieren und 
deren Erzeugnissen, soweit die Verbreitung im Zusammenhang 
mit einer landwirtschaftlichen, gewerblichen, freiberuflichen 
oder sonstigen selbständigen Tätigkeit des Versicherungsneh-
mers steht und Behörden vor dem Konsum der Erzeugnisse 
warnen;

f) 	 dem Erwerb, der Veräußerung, der Installation oder dem Be-
trieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 
Energien;

g)	 Wirtschaftssanktionen, Handelssanktionen, Finanzsanktionen 
oder Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepub-
lik Deutschland, soweit diese auf den Versicherungsnehmer di-
rekt anwendbar sind.

	 Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen 
bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika 
erlassen werden, sofern diese nicht europäischen oder deut-
schen Rechtsvorschriften entgegenstehen.

(2) 	 a) 	� zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass 
diese auf einer Vertragsverletzung beruhen;

b) 	 aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;
c) 	 aus dem Recht der Handelsgesellschaften oder aus Anstellungs-

verhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;
d) 	 in ursächlichem Zusammenhang mit
	 aa) 	� Patent-, Urheber-, Marken-, Geschmacksmuster-, Ge-

brauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus geisti-
gem Eigentum;

	 bb) 	� Arbeitnehmererfindungen, technischen Verbesserungs-
vorschlägen bzw. einem betrieblichen Vorschlagswesen;

	 cc) 	 dem Kartell- und dem sonstigen Wettbewerbsrecht;
e)	 aa)	 in ursächlichem Zusammenhang mit 

			�   1)	� einem Einlagengeschäft im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über das Kreditwesen, an dem der Ver-
sicherungsnehmer als Kunde beteiligt ist,

			�   2)	� Wertpapieren im Sinne des § 2 Abs. 1 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes, insbesondere mit

				    –  Aktien,

				    –  Schuldtiteln,
				    –  Zertifikaten, die Aktien oder Schuldtitel vertreten,
			�   3)	� Geldmarktinstrumenten im Sinne des § 2 Abs. 1a des 

Wertpapierhandelsgesetzes,
			�   4)	� Derivaten im Sinne des § 2 Abs. 2 des Wertpapierhan-

delsgesetzes, insbesondere mit
				    –  Termingeschäften,
				    –  finanziellen Differenzgeschäften,
				    –  Kreditderivaten,
			�   5)	� Rechten auf Zeichnung von Wertpapieren im Sinne 

des § 2 Abs. 2b des Wertpapierhandelsgesetzes,
			�   6)	� Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Ver-

mögensanlagengesetzes, insbesondere mit
				    –  �Anteilen, die eine Beteiligung am Ergebnis eines 

Unternehmens gewähren, 
				    –  Treuhandvermögen,
				    –  partiarischen Darlehen oder Nachrangdarlehen,
				    –  Genussrechten,
				    –  Namensschuldverschreibungen.
			�   Soweit vorstehend in 1) bis 6) auf Vorschriften des Geset-

zes über das Kreditwesen, des Wertpapierhandelsgeset-
zes oder des Vermögensanlagengesetzes verwiesen wird, 
wird auf den Anhang „Wichtige gesetzliche Vorschriften 
zu den ARB“ hingewiesen.

			   7)	� Beteiligungen an stillen Gesellschaften, Genossen-
schaften, offenen oder geschlossenen Fonds ein-
schließlich treugeberischer Beteiligungen,

			   8)	� Ansparverträgen oder Sparplänen, soweit diese 
fondsgebunden, index-, zertifikats- oder derivatsba-
siert sind,

			   9)	� sonstigen Kapitalanlagen aller Art;
	 bb) 	 in ursächlichem Zusammenhang mit 
		  1) 	� fondsgebundenen, index-, zertifikats- oder derivats-

basierten Lebens- oder Rentenversicherungsverträ-
gen, 

		  2) 	� Lebens- oder Rentenversicherungsverträgen, bei 
denen im Streitfalle kein inländischer Gerichtsstand 
gegen den Versicherer besteht, 

		  3) 	� Lebens- oder Rentenversicherungsverträgen, bei 
denen die Beiträge ganz oder teilweise fremdfinan-
ziert werden, 

		  4) 	� mit Widerrufen von und Widersprüchen gegen Lebens- 
und Rentenversicherungsverträge(n), soweit diese später 
als 18 Monate nach Abschluss des Lebens- oder Renten-
versicherungsvertrages erfolgen;

	 cc) 	� Ausgeschlossen ist auch die Wahrnehmung rechtlicher  
Interessen in ursächlichem Zusammenhang mit der (auch 
teilweisen) Finanzierung der vorstehend unter  
§ 3 Abs. 2 e) aa) sowie bb) 1) und 2) genannten Angele-
genheiten.

	 dd) 	� Von den vorstehend unter § 3 Abs. 2 e) genannten Aus-
schlüssen sind auch Ansprüche wegen Verschuldens bei 
oder vor Vertragsabschluss, vertragliche, deliktische, berei-
cherungsrechtliche oder sonstige gesetzliche Ansprüche 
sowie solche im Zusammenhang mit behaupteten oder be-
gangenen Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten umfasst. 

	 f) 	� aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
rechtes, soweit nicht Rechtsschutz gemäß § 2 l) besteht;

	 g) 	� aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen die AUXILIA 
oder das für diese tätige Schadenabwicklungsunternehmen;

	 h) 	� wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäu-
den oder Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sons-
tiger Anliegerabgaben;

	 i) 	� in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- oder Wettverträgen 
sowie Gewinnzusagen;

	 j) 	� in ursächlichem Zusammenhang mit dem Erwerb oder der Ver-
äußerung von Teilnutzungsrechten (Timesharing) an Grundstü-
cken, Gebäuden oder Gebäudeteilen;

(3) 	 a)	 in Verfahren vor Verfassungsgerichten;
	 b) 	� in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichts

höfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen von Bediensteten internationaler oder supranationa-
ler Organisationen aus Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnissen handelt; Dies gilt auch, wenn 
ein deutsches Gericht das Verfahren dem Europäischen Ge-
richtshof (EuGH) zur Vorabentscheidung vorlegt.

	 c) 	� in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, 
das über das Vermögen des Versicherungsnehmers oder einer 
mitversicherten Person eröffnet wurde oder eröffnet werden 
soll;

	 d) 	� in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im 
Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;
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	 e) 	� in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen 
des Vorwurfes eines Halte- oder Parkverstoßes;

	 f) 	 in Asylrechtsverfahren und Ausländerrechtsverfahren;
	 g) 	� in ursächlichem Zusammenhang mit der Vergabe von Studienplätzen
(4) 	 a) 	� mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversi-

cherungsvertrages untereinander, mitversicherter Personen un-
tereinander und mitversicherter Personen gegen den Versiche-
rungsnehmer;

	 b) 	� sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene 
Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) untereinander in ur-
sächlichem Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach 
deren Beendigung;

	 c) 	� aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des 
Rechtsschutzfalles auf den Versicherungsnehmer übertragen 
worden oder übergegangen sind, wenn es sich nicht um An-
sprüche handelt, die im Rahmen eines vor Eintritt des Rechts-
schutzfalles abgeschlossenen Leasingvertrages über ein Motor-
fahrzeug zu Lande sowie Anhänger auf den Versicherten über-
gegangen sind;

	 d) 	� aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend ge-
machten Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung 
für Verbindlichkeiten anderer Personen;

(5)	 soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in den Fällen des § 2 a) – h)  
sowie n) und q) aa) – cc) und die damit gewöhnlich verbundene Kosten-
belastung durch den Versicherungsnehmer vorsätzlich verursacht 
wurde. Hängt der Rechtsschutzfall ursächlich damit zusammen, dass ein 
begründeter Verdacht besteht, der Versicherungsnehmer habe vorsätz-
lich eine Straftat begangen, darf die AUXILIA die Kostenübernahme bis 
zur Klärung der Angelegenheit vorläufig verweigern.

§ 3 a	 Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder 
Erfolgsaussichten oder wegen Mutwilligkeit – Stichentscheid

(1) 	 Die AUXILIA kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn ihrer Auffassung nach
a) 	 in einem der Fälle des § 2 a) bis g) sowie n), q) aa) und cc) die 

Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat oder

	 b) 	� in einem der Fälle des § 2 i) oder k) die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg 
hat. In den Tatsacheninstanzen prüft die AUXILIA die Erfolgs-
aussichten der Verteidigung nicht; oder

c) 	 die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. 
Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen voraussichtlich entstehende Kosten-
aufwand unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der 
Versichertengemeinschaft in einem groben Missverhältnis zum 
angestrebten Erfolg steht. 

	� In diesen Fällen ist dem Versicherungsnehmer, nachdem dieser die 
Pflichten gemäß § 17 Abs. 1 b) erfüllt hat, die Ablehnung unverzüg-
lich unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(2) 	 Hat die AUXILIA ihre Leistungspflicht gemäß Abs. 1 verneint und 
stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung der AUXILIA nicht 
zu, kann er den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechts-
anwalt auf Kosten der AUXILIA veranlassen, dieser gegenüber eine 
begründete Stellungnahme abzugeben, dass die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen in einem angemessenen Verhältnis zum ange-
strebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht. 
Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie of-
fenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

(3) 	 a) 	� Frist zur Informationsbeschaffung
		�  Die AUXILIA kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von 

mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versicherungs-
nehmer den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß 
über die Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzu-
geben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Abs. 2 ab-
geben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflich-
tung nicht innerhalb der von der AUXILIA gesetzten Frist nach, 
entfällt der Versicherungsschutz. 

	 Die AUXILIA ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer aus-
drücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge 
hinzuweisen.

b) 	 Frist für die Abgabe des Stichentscheids
	 Die AUXILIA kann dem Versicherungsnehmer für die Abgabe 

der Stellungnahme eine Frist von mindestens zwei Monaten 
setzen. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung 
nicht innerhalb der von der AUXILIA gesetzten Frist nach, ent-
fällt der Versicherungsschutz. 

	 Die AUXILIA ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer aus-
drücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge 
hinzuweisen.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz

(1)	 Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn ein Rechtsschutzfall einge-
treten ist. Der Rechtsschutzfall muss nach Beginn des Versicherungs-
schutzes (§ 7) und vor dessen Ende eingetreten sein.

 	 a)	 Der Rechtsschutzfall im 
–	 Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a),
–	 Internet-Rechtsschutz im Zusammenhang mit der priva-

ten Internetnutzung gemäß § 2 q) für den Unterpunkt cc)
	�� ist von dem Schadenereignis an eingetreten, das dem Anspruch zu-

grunde liegt.
b)	 Der Rechtsschutzfall im Rechtsschutz im Familien-, Lebenspart-

nerschafts- und Erbrecht gemäß § 2 l) ist von dem Ereignis an 
eingetreten, das die Änderung der Rechtslage des Versiche-
rungsnehmers zur Folge hat.

c)	 Der Rechtsschutzfall im Rechtsschutz in Betreuungsverfahren 
gemäß § 2 m) ist eingetreten, wenn eine Betreuungsanordnung 
gegen den Versicherungsnehmer ergeht.

d)	 Der Rechtsschutzfall im
–	 Straf-Rechtsschutz gemäß § 2 i),
–	 Rechtsschutz für das Opfer von Gewaltstraftaten gemäß § 2 j),
–	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz gemäß § 2 k), 

	 ist von dem Zeitpunkt an eingetreten, in dem die vorgeworfene 
Tat begangen worden ist oder worden sein soll.

e)	 Der Rechtsschutzfall im 
–	 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten gemäß § 2 e),
–	 Sozialgerichts-Rechtsschutz gemäß § 2 f),
–	 Verwaltungs-Rechtsschutz gemäß § 2 g)

	 ist von dem Zeitpunkt an eingetreten, in dem der Versiche-
rungsnehmer oder eine beteiligte Behörde gegen Rechtspflich-
ten oder Rechtsvorschiften verstoßen hat oder haben soll.

	 Bei den hier genannten Leistungsarten besteht eine Wartezeit 
von sechs Monaten. Für Rechtsschutzfälle, die vor Ablauf von 
sechs Monaten nach Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
daher kein Rechtsschutz. Dies gilt nicht, soweit es sich um die 
Wahrnehmung verkehrsrechtlicher Interessen versicherter Per-
sonen oder Motorfahrzeuge handelt.

f)	 Der Rechtsschutzfall im 
–	 Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2 b),
–	 Wohnungs-Rechtsschutz gemäß § 2 c),
–	 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht gemäß § 2 d),
–	 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz gemäß § 2 h)
–	 Altersvorsorge- und Sparer-Rechtsschutz gemäß § 2 n),
–	 Internet-Rechtsschutz im Zusammenhang mit der priva-

ten Internetnutzung gemäß § 2 q) für die Unterpunkte 
aa) und bb),

	 ist von dem Zeitpunkt an eingetreten, in dem der Versicherungs-
nehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten 
oder Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben 
soll.

	 Bei den hier genannten Leistungsarten besteht eine Wartezeit 
von sechs Monaten. Für Rechtsschutzfälle, die vor Ablauf von 
sechs Monaten nach Versicherungsbeginn eintreten, besteht 
daher kein Rechtsschutz. Dies gilt nicht für den Disziplinar- und 
Standes-Rechtsschutz (§ 2 h) und soweit es sich um die Wahr-
nehmung verkehrsrechtlicher Interessen versicherter Personen 
oder Motorfahrzeuge handelt. 

(2)	 Zur Bestimmung des Rechtsschutzfalls des Abs. 1 e) und  f) ist Folgen-
des zu berücksichtigen: 
a)	 Nimmt der Versicherungsnehmer rechtliche Interessen wahr, 

indem er einen eigenen Anspruch bzw. eine eigene Forderung  
außergerichtlich oder gerichtlich geltend macht, sind nicht nur 
die von ihm vorgetragenen begangenen oder behaupteten Ver-
stöße der Gegenseite zu berücksichtigen, sondern auch die von 
der Gegenseite im Wege der Anspruchsabwehr vorgetragenen 
begangenen oder behaupteten Verstöße des Versicherungsneh-
mers. 

b)	 Nimmt der Versicherungsnehmer rechtliche Interessen wahr, 
indem er einen gegnerischen Anspruch bzw. eine gegnerische 
Forderung außergerichtlich oder gerichtlich abwehrt, sind nicht 
nur die von der Gegenseite vorgetragenen begangenen oder 
behaupteten Verstöße des Versicherungsnehmers zu berück-
sichtigen, sondern auch die vom Versicherungsnehmer im 
Wege der Anspruchsabwehr vorgetragenen begangenen oder 
behaupteten Verstöße der Gegenseite.

(3) 	 a) 	� Werden mehrere Rechtsverstöße vorgeworfen, ist der erste ent-
scheidend. Unberücksichtigt bleiben dabei zu Gunsten des Ver-
sicherungsnehmers tatsächliche und behauptete Verstöße, die 
länger als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes zu-
rückliegen.

b) 	 Erstreckt sich ein behaupteter Rechtsverstoß hingegen über 
einen Zeitraum (Dauerverstoß), ist nur dessen Beginn maßgeb-
lich. Ein Dauerverstoß liegt vor, wenn
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–	 gleichartige oder sich wiederholende Verstöße begangen 
wurden oder worden sein sollen oder

–	 ein andauernder rechtswidriger Zustand herbeigeführt 
wurde oder worden sein soll.

(4) 	 entfällt
(5) 	 Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a)	 eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des 
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß
nach Abs.1 e) und f) ausgelöst hat;

b)	 der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre 
nach Beendigung des Versicherungsschutzes für den betroffe-
nen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht wird;

c)	 der Versicherungsnehmer ein Recht (z.B. Widerruf) ausübt oder 
ausüben möchte und sich als Voraussetzung dafür auf die Man-
gelhaftigkeit der Aufklärung, Belehrung oder Beratung über 
dieses Recht anlässlich eines Vertragsabschlusses beruft und 
dieser Vertrag vor Beginn des Versicherungsschutzes geschlos-
sen wurde oder geschlossen worden sein soll.  

d)	 im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsächlichen 
oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit 
zugrunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im 
Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsbeginn einge-
treten sind oder eingetreten sein sollen.

§ 4 a Versichererwechsel

(1) 	 Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht 
abweichend von § 4 Abs. 5 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn
a) 	 eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des 

Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertrags-
laufzeit eines Vorversicherers fällt und der Verstoß gem.  
§ 4 Abs. 1 e) und  f) erst während der Vertragslaufzeit des Versi-
cherungsvertrages eintritt;

b) 	 der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers 
fällt und der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre 
nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber 
der AUXILIA geltend gemacht wird;

c) 	 eine Aufklärung, Belehrung oder Beratung über ein Recht an-
lässlich eines Vertragsabschlusses, die vor Beginn des Versiche-
rungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit 
eines Vorversicherers fällt und die Ausübung des Rechts (z.B. 
Widerruf) und der Verstoß gem. § 4 Abs.  1 f) erst während der 
Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt;

d) 	 im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsächlichen 
oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit 
zu Grunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung während 
der Laufzeit des Vorversicherers eingetreten sind oder eingetre-
ten sein sollen und der Verstoß gem. § 4 Abs. 1 e) erst während 
der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt;

allerdings in den Fällen a) - d) nur dann, wenn bezüglich des 
betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht. 
Besteht lückenloser Versicherungsschutz, entfällt eine vereinbarte
Wartezeit.

(2) 	 Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens jedoch in 
dem Umfang des Vertrages mit der AUXILIA.

§ 5 Leistungsumfang

(1) 	 Die AUXILIA zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte 
Versicherungssumme von 300.000,- €. Zahlungen für den Versiche-
rungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechts-
schutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. Dies gilt auch für 
Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ur-
sächlich zusammenhängen. Im Rahmen der Versicherungssumme 
sorgt die AUXILIA für die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der 
im Versicherungsschein genannten Höhe für eine Kaution, die gestellt 
werden muss, um den Versicherungsnehmer einstweilen vor Strafver-
folgungsmaßnahmen zu verschonen. Im privaten Verkehrsbereich wird 
als Teil der Kautionsleistung auch eine gesetzlich bedingte Sicherheits-
leistung zur Verfügung gestellt, soweit diese einen vom Versicherungs-
nehmer selbst zu tragenden Betrag von 1.000,– € übersteigt.

(2) 	 Die AUXILIA erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen und trägt
a)	 bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines 

für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen 
Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes und in den Fällen, in 
denen das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) für die Ertei-
lung eines mündlichen oder schriftlichen Rates oder einer Aus-
kunft (Beratung), die nicht mit einer anderen gebührenpflichti-
gen Tätigkeit zusammenhängt und für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr festsetzt, je 
Rechtsschutzfall eine angemessene Vergütung bis zu 250,– €. 

	 Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie 
vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche 
Wahrnehmung seiner Interessen, trägt die AUXILIA in erster In-
stanz bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g), n), q) aa) und 
cc) entweder die Reisekosten des Anwaltes zum Ort des zustän-
digen Gerichtes oder weitere Kosten für einen im Landgerichts-
bezirk des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt, je-
weils bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsan-
waltes, der lediglich den Verkehr mit dem Prozessbevollmäch-
tigten führt;

b) 	 bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung 
eines für den Versicherungsnehmer tätigen und am Ort des zu-
ständigen Gerichtes ansässigen ausländischen oder eines im In-
land zugelassenen Rechtsanwaltes. In beiden Fällen trägt die 
AUXILIA die Vergütung bis zur Höhe der gesetzlichen Vergü-
tung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort 
der inländische Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre;

c)  	 – 	 die Gerichtskosten,
	 – �	� die Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die 

vom Gericht herangezogen werden, es sei denn, es han-
delt sich um einen auf Antrag des Versicherungsnehmers 
nach § 109 Abs.1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) herangezo-
genen Sachverständigen,

	 – 	 die Kosten des Gerichtsvollziehers;
d)	 die Kosten für Mediationsverfahren gemäß § 5 a;
e) 	 die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis 

zur eineinhalbfachen Höhe der Gebühren, die im Falle der An-
rufung eines zuständigen staatlichen Gerichtes erster Instanz 
entstehen;

f) 	 die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließ-
lich der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die 
von der Verwaltungsbehörde herangezogen werden sowie die 
Kosten der Vollstreckung im Verwaltungswege;

	 g) 	� die übliche Vergütung eines im Ausland ansässigen Sachver-
ständigen in Fällen der Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
wegen der im Ausland eingetretenen Beschädigung eines Mo-
torfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers;

	 h) 	� die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem aus-
ländischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter 
oder Partei angeordnet ist. Die Kosten werden bis zur Höhe der 
für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden 
Sätze übernommen;

	 i)	� die Kosten für die Übersetzung der für die Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers im Ausland 
notwendigen schriftlichen Unterlagen aus der deutschen Spra-
che in die ausländische Gerichtssprache;

	 j) 	� die dem Gegner durch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer auf-
grund prozessualer Vorschriften zu deren Erstattung verpflich-
tet ist (prozessualer Kostenerstattungsanspruch). Die AUXILIA 
erstattet nicht die Kosten, die dem Gegner durch eine behaup-
tete oder begangene pflichtwidrige Handlung des Versiche-
rungsnehmers bereits vor Beginn der Rechtsverteidigung des 
Versicherungsnehmers entstanden sind, z.B. aus Schuldnerver-
zug oder aus unerlaubter Handlung (materiell-rechtlicher Kos-
tenerstattungsanspruch);

	 k) 	� die gesetzlichen Fahrtkosten und Abwesenheitsgelder eines im 
Landgerichtsbezirk des Besuchsortes zugelassenen Rechtsan-
waltes, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Unfalls, 
Krankheit oder sonstigen körperlichen Gebrechens den Rechts-
anwalt nicht selbst aufsuchen kann.

	 l) 	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt für die in den ein-
zelnen Bestimmungen genannten erstattungsfähigen Höchst-
beträge / Höchstentschädigungen:

	 –	� eine eventuell anfallende gesetzliche Mehrwertsteuer ist 
hierin bereits enthalten

	 –	� die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung 
wird von dem genannten Höchstbetrag / der genannten 
Höchstentschädigung abgezogen, sofern es sich nicht um 
eine fallabschließende Erstberatung durch einen von der 
AUXILIA empfohlenen Rechtsanwalt handelt.

	 Dies gilt auch für Regelungen, in denen die Begriffe „höchs-
tens“, „maximal“ oder „maximiert“ verwendet werden.

3) 	 a) �	� Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der von der 
AUXILIA zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, 
dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflich-
tung bereits erfüllt hat;

	 b) 	� Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte 
Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages er-
stattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt 
wurden.

(4) 	 Die AUXILIA trägt nicht
a) 	 aa)   Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht 	

         übernommen hat;
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bb)	 Kosten, die bei einer einverständlichen Erledigung ent-
standen sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom 
Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum er-
zielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, das eine hier-
von abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorge-
schrieben ist. Abzustellen ist dabei ausschließlich auf das 
wirtschaftliche Ergebnis; andere Überlegungen wie zum 
Beispiel das offene Prozessrisiko oder die Vermeidung 
einer Beweisaufnahme bleiben außer Acht;

cc)	 Kosten im Rahmen einer einverständlichen Regelung für For-
derungen, die selbst nicht streitig waren oder Kosten, die auf 
den nicht versicherten Teil von Schadenfällen entfallen.

Dies gilt auch bei einer außergerichtlichen Erledigung.
b) 	 die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je 

Leistungsart nach § 2; dies gilt nicht, sofern der Rechtsschutz-
fall mit einer anwaltlichen Erstberatung nach § 34 RVG (vgl. 
Anhang „Wichtige gesetzliche Vorschriften zu den ARB“),  
durch einen von der AUXILIA empfohlenen Rechtsanwalt abge-
schlossen ist. Bei mehreren Rechtsschutzfällen, die zeitlich und 
ursächlich zusammenhängen, hat der Versicherungsnehmer die 
Selbstbeteiligung nur einmal zu tragen;

c) 	 aa)      �Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel 
entstehen;

bb) 	 Kosten, die im Ausland aufgrund der zweiten oder jeder 
weiteren Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstre-
ckungstitel entstehen;

d) 	 Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die 
später als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels 
eingeleitet werden;

e) 	 Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechts-
kraft einer Geldstrafe oder -buße unter 255,– €;

f) 	 Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, 
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde.

(5) 	 Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend
a) 	 in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und Rechts-

schutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 l) 
für Notare

b) 	 im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) für Angehörige 
der steuerberatenden Berufe;

c) 	 bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort 
ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

(6) 	 Abweichend von Abs. 2 b) trägt die AUXILIA bei Eintritt eines Rechts-
schutzfalles im Rahmen des § 6 Abs. 2 die Vergütung eines für den 
Versicherungsnehmer tätigen ausländischen Rechtsanwaltes bis zur 
Höhe der gesetzlichen Gebühren, die bei der Wahrnehmung der 
rechtlichen Interessen in der Bundesrepublik Deutschland durch einen 
deutschen Rechtsanwalt nach deutschem Gebührenrecht und unter 
Ansatz der in Deutschland üblichen Gegenstands- und Streitwerte an-
gefallen wären.

§ 5 a Mediations-Rechtsschutz

(1) 	 Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Streit-
beilegung, bei dem die Parteien mit Hilfe der Moderation eines neut-
ralen Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche Problemlö-
sung erarbeiten. Die AUXILIA benennt dem Versicherungsnehmer 
einen Mediator zur Durchführung des Mediationsverfahrens in 
Deutschland und trägt dessen Kosten im Rahmen von Abs. 4.

(2) 	 a) 	� Als Rechtsschutzfall für die Inanspruchnahme der Mediation 
gilt neben § 4 Abs. 1 a) bis f) auch die Verhandlung über einen 
Aufhebungsvertrag oder die Androhung einer Kündigung eines 
Arbeitsverhältnisses.

b) 	 Falls ein Rechtsschutzfall gemäß § 4 Abs. 1 f) eingetreten ist, 
umfasst der Mediations-Rechtsschutz abweichend von § 3 
Abs. 2 b) auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
dem kollektiven Arbeits- und Dienstrecht.

(3) 	 entfällt
(4) 	 a) 	� Die AUXILIA trägt den auf den Versicherungsnehmer entfallen-

den Anteil an den Kosten des von ihr benannten Mediators für 
die Durchführung des Mediationsverfahrens in Deutschland bis 
zu einem Höchstbetrag von 3.000,– € je Mediationsverfahren, 
jedoch nicht mehr als 6.000,– € für alle in einem Kalenderjahr 
eingeleiteten Mediationsverfahren. Sind am Mediationsverfah-
ren auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt die 
AUXILIA die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht 
versicherten Personen.

b) 	 Eine im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung hat 
der Versicherungsnehmer zu tragen.

(5) 	 Für die Tätigkeit des Mediators ist die AUXILIA nicht verantwortlich.
(6) 	 Abweichend von Abs. 1 Satz 2 kann der Versicherungsnehmer den 

Mediator selbst auswählen. In diesem Fall erstattet die AUXILIA ab-
weichend von Abs. 4 a) höchstens acht Sitzungsstunden á maximal 
180,- €. Erstattungsfähig sind nur die Kosten für einen Mediator, den 

alle am Mediationsverfahren beteiligten Personen schriftlich beauf-
tragt haben. Sind am Mediationsverfahren auch nicht versicherte Per-
sonen beteiligt, übernimmt die AUXILIA die Kosten anteilig im Ver-
hältnis versicherter zu nicht versicherten Personen.

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich

(1) 	� Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanari-
schen Inseln, den Azoren oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht 
oder eine Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist oder zu-
ständig wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches Verfahren ein-
geleitet werden würde.

(2)	 a) 	� Außerhalb des Geltungsbereiches nach Abs. 1 besteht Rechts-
schutz weltweit für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
ursächlichem Zusammenhang
– 	 mit einer Urlaubs-, Dienst- oder Geschäftsreise, 
– 	 aus Verträgen, die über das Internet abgeschlossen wurden,
– 	 mit einem Ferienarbeitsaufenthaltsprogramm (z.B. Work 

& Travel), soweit das Programm zumindest Gegenstand 
einer zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Zielland gemeinschaftlichen Erklärung ist,

– 	 mit einem Schüleraustausch, wenn dieser nicht länger als 
ein Schuljahr dauert,

– 	 mit einem Aufenthalt als Au-pair
–  	 mit einem Auslandsstudium, das 1 Jahr nicht überschreitet.

b) 	 Versetzungen oder Abordnungen in Staaten dieses erweiterten 
Geltungsbereiches gelten auch dann nicht als Dienst- oder Ge-
schäftsreisen, wenn sie befristet sind. Ausgeschlossen ist die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in ursächlichem Zusam-
menhang mit 
– 	 einer beruflichen Tätigkeit, soweit es sich nicht um ein Fe-

rienarbeitsaufenthaltsprogramm, einen Aufenthalt als Au-
pair oder ein Auslandsstudium gem. Abs. 2 a) handelt, 

– 	 dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rech-
ten an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen.

2. Versicherungsverhältnis

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag unver-
züglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B. Abs.1 zahlt. Eine vereinbarte 
Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 Dauer und Ende des Vertrages

(1) 	 Vertragsdauer 
	� Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abge-

schlossen.
(2) 	 Stillschweigende Verlängerung 
	� Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich 

der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer 
eine Kündigung zugegangen ist.

(3) 	 Vertragsbeendigung 
	 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, 

ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 8 a Versicherungsjahr

Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen Zeitraum von zwölf Mona-
ten. Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch nicht aus ganzen Jahren, 
wird das erste Versicherungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden Ver-
sicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertragsablauf sind dann jeweils 
ganze Jahre.

§ 9 Beitrag

A. 	 Beitrag und Versicherungsteuer
(1) 	 Beitragszahlung 
	 Die Beiträge können je nach Vereinbarung durch Monats-, Vierteljah-

res-, Halbjahres- oder Jahresbeiträge entrichtet werden. Die Versiche-
rungsperiode umfasst bei Monatsbeiträgen einen Monat, bei Viertel-
jahresbeiträgen ein Vierteljahr, bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr 
und bei Jahresbeiträgen ein Jahr.

(2) 	 Versicherungsteuer 
	 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die 

der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten 
Höhe zu entrichten hat.

B. 	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster Beitrag
(1) 	 Fälligkeit der Zahlung 
	 Der erste Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen 

nach Zugang des Versicherungsscheines fällig.
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(2) 	 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
	 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, 

sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-
schutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) 	 Rücktritt 
	 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten Beitrag nicht rechtzeitig, 

kann die AUXILIA vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht 
gezahlt ist. Die AUXILIA kann nicht zurücktreten, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.

C. 	 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
(1) 	 Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.
(2) 	 Verzug 
	 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versiche-

rungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die ver-
spätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Die AUXILIA ist berechtigt, Er-
satz des ihr durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) 	 Zahlungsaufforderung 
	 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann die AUXILIA 

dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge 
des Beitrages, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die 
Rechtsfolgen angibt, die nach den Abs. 4 und 5 mit dem Fristablauf 
verbunden sind.

(4) 	 Kein Versicherungsschutz 
	 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 

mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zah-
lung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Abs. 3 darauf hingewiesen wurde. 

(5) 	 Kündigung 
	 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch 

mit der Zahlung in Verzug, kann die AUXILIA den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen, wenn sie den Versicherungsnehmer mit 
der Zahlungsaufforderung nach Abs. 3 darauf hingewiesen hat. 

	 Hat die AUXILIA gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer da-
nach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der 
Vertrag fort. Für Rechtsschutzfälle, die zwischen dem in Abs. 4 ge-
nannten Zeitpunkt (Ablauf der Zahlungsfrist) und der Zahlung einge-
treten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

D. 	 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
(1) 	 Rechtzeitige Zahlung 
	 Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, gilt die 

Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten 
Einziehung nicht widerspricht. 

	 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers von der AUXILIA nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung der AUXILIA erfolgt.

(2) 	 Beendigung des Lastschriftverfahrens 
	 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-

rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei-
trag nicht eingezogen werden kann, ist die AUXILIA berechtigt, künf-
tig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Zahlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn 
er von der AUXILIA hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

E. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat die AUXILIA, soweit 

nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Bei-
trages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz be-
standen hat.

	
§ 10	 Bedingungs- und Beitragsanpassung

A. Bedingungsanpassung
(1) 	 Die AUXILIA ist berechtigt, bei

– 	 Änderung bestehender oder Inkrafttreten neuer Rechtsvor-
schriften, die sich unmittelbar auf einzelne Bestimmungen des 
Versicherungsvertrages auswirken,

– 	 den Versicherungsvertrag betreffender Änderung der höchst-
richterlichen Rechtsprechung,

– 	 rechtskräftiger Feststellung der Unwirksamkeit einzelner Bedin-
gungen durch ein Gericht,

– 	 Beanstandung einzelner Bedingungen als mit geltendem Recht 
nicht vereinbar durch die Versicherungsaufsichtsbehörde oder 
Kartellbehörde im Wege eines bestandskräftigen Verwaltungs-
aktes oder

– 	 Verstoß einzelner Bedingungen gegen Leitlinien oder Rund-
schreiben der Versicherungsaufsichtsbehörde oder Kartellbe-
hörde, die betroffenen Bedingungen zu ändern, zu ergänzen 
oder zu ersetzen (Anpassung).

(2) 	 Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen über Gegen-
stand und Umfang der Versicherung, Ausschlüsse, Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, 
Vertragsdauer und Kündigung.

(3) 	 Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genannten Ände-
rungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte Verhältnis 
zwischen Leistung und Gegenleistung in nicht unbedeutendem Maße 
gestört ist. In den Fällen der Unwirksamkeit und der Beanstandung 
einzelner Bedingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann 
zulässig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Regelung enthal-
ten, die an die Stelle der unwirksamen oder beanstandeten Bedin-
gungen treten.

(4) 	 Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss zugrunde gelegte 
Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung bei Gesamtbetrach-
tung der Anpassung nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
geändert werden (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss 
nach den Grundsätzen einer ergänzenden Vertragsauslegung unter 
Wahrung der beiderseitigen Interessen erfolgen.

(5) 	 Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben genannten Voraus-
setzungen für im Wesentlichen inhaltsgleiche Bedingungen der  
AUXILIA, wenn sich die gerichtlichen und behördlichen Entscheidun-
gen gegen Bedingungen anderer Versicherer richten.

(6) 	 Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung muss von einem 
unabhängigen Treuhänder überprüft und bestätigt werden. Die Be-
stimmungen des Versicherungsaufsichtsgesetzes für die Bestellung 
eines Treuhänders gelten entsprechend.

(7) 	 Die angepassten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer in 
Textform bekannt gegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, 
wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb von sechs Wochen 
nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hierauf wird bei der Be-
kanntgabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs.

(8) 	 Bei fristgemäßem Widerspruch tritt die Anpassung nicht in Kraft. Die 
AUXILIA kann innerhalb von vier Wochen nach Zugang des Wider-
spruchs den Versicherungsvertrag mit einer Frist von acht Wochen 
zum Ende eines jeden Monats kündigen, wenn für sie das Festhalten 
an dem Vertrag ohne die Anpassung unzumutbar ist.

B. Beitragsanpassung
(1) 	 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli eines jeden Jahres, 

um welchen Prozentsatz sich das Produkt von Schadenhäufigkeit und 
Durchschnitt der Schadenzahlungen der AUXILIA im vergangenen Ka-
lenderjahr im Verhältnis zum vorausgegangenen Kalenderjahr erhöht 
oder vermindert hat. 

	 Der jeweils ermittelte Prozentsatz wird auf die nächstniedrigere, 
durch 2,5 teilbare Zahl abgerundet. 

	 Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die 
Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten Rechts-
schutzfälle insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl die-
ser Rechtsschutzfälle. Als Schadenhäufigkeit eines Kalenderjahres gilt 
die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten Rechtsschutzfälle, geteilt 
durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten Risiken.

(2) 	 Ergeben die Ermittlungen gemäß Abs. 1 eine Erhöhung, ist die AUXI-
LIA berechtigt und im Falle einer Verminderung verpflichtet, den Fol-
gejahresbeitrag um den festgestellten Prozentsatz zu ändern, jedoch 
nicht vor Ablauf eines Jahres nach Beginn des Versicherungsvertra-
ges. Der erhöhte Beitrag darf den zum Zeitpunkt der Erhöhung gel-
tenden Tarifbeitrag nicht übersteigen. Eine Beitragsänderung unter-
bleibt, wenn dieser Prozentsatz unter 5 liegt; er ist jedoch in den fol-
genden Jahren zu berücksichtigen.

(3) 	 Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 1. Ja-
nuar des Folgejahres, in dem die Ermittlungen des Treuhänders er-
folgten, fällig werden; sie wird dem Versicherungsnehmer mit der 
Beitragsrechnung mitgeteilt.

(4) 	 Erhöht sich der Beitrag, kann der Versicherungsnehmer den Versiche-
rungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der 
AUXILIA mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt 
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Die 
AUXILIA hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kün-
digungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versicherungs-
nehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Bei-
tragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer be-
gründet kein Kündigungsrecht.
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§ 11	 Änderung der für die Beitragsabrechnung wesentlichen 
Umstände

(1)	 entfällt
(2)	 entfällt
(3)	 Der Versicherungsnehmer hat der AUXILIA innerhalb eines Monats 

nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erfor-
derlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Pflicht, kann die AUXILIA den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Macht der Versicherungsnehmer bis 
zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er 
die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben 
der AUXILIA hätten zugehen müssen, so hat der Versicherungsneh-
mer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, der AUXILIA war der 
Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Un-
terlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf 
grober Fahrlässigkeit, kann die AUXILIA den Umfang des Versiche-
rungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Die Beweislast für 
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versiche-
rungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalles die Frist für 
die Kündigung der AUXILIA abgelaufen war und sie nicht gekündigt 
hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Gefahr weder für den Eintritt des Rechtsschutzfalles noch den Um-
fang der Leistung der AUXILIA ursächlich war.

(4)	 entfällt

§ 11a Gefahrerhöhung

(1)	 Beträgt das Jahresbruttohaushaltseinkommen aller versicherten Perso-
nen zusammen mehr als 24.000,- €, stellt dies eine Gefahrerhöhung dar 
und löst für den gesamten Vertrag (§ 26 Privat-, Berufs- und Verkehrs-
Rechtsschutz und – sofern versichert - § 29 Rechtsschutz für Mieter 
einer Wohnung oder eines Einfamilienhauses) folgende Rechte aus:
a)	 Kündigung wegen Gefahrerhöhung

		�  Die AUXILIA kann den gesamten Vertrag (§ 26 Privat-, Berufs- 
und Verkehrs-Rechtsschutz BASIS flex und – sofern versichert – 
§ 29 Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder eines Einfa-
milienhauses BASIS flex) ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Gefahrerhöhung 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig zu vertreten. Beruht die 
Gefahrerhöhung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann die AUXILIA 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines 
Monats ab der Kenntnis der AUXILIA von der Gefahrerhöhung 
ausgeübt wird oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der 
vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

b)	 Beitragserhöhung wegen Gefahrerhöhung
aa)	 Die AUXILIA kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeit-

punkt der Gefahrerhöhung einen ihren Geschäftsgrund-
sätzen für diese höhere Gefahr entsprechenden Beitrag 
verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr aus-
schließen. Das Recht auf Beitragserhöhung und das Recht 
auf Ausschluss der höheren Gefahr erlischt, wenn  
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis der  
AUXILIA von der Gefahrerhöhung ausgeübt wird oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Ge-
fahrerhöhung bestanden hat.

bb)	 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als zehn Prozent oder schließt die AUXILIA die Absi-
cherung der höheren Gefahr aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den gesamten Vertrag (§ 26 Privat-, Berufs- 
und Verkehrs-Rechtsschutz BASIS flex und – sofern versi-
chert – § 29 Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder 
eines Einfamilienhauses BASIS flex)  innerhalb eines  
Monats nach Zugang der Mitteilung der AUXILIA ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. Die AUXILIA hat den Ver-
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hin-
zuweisen.

c)	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
aa)	 Tritt der Rechtsschutzfall nach der Gefahrerhöhung ein, 

ist die AUXILIA nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer die Gefahr vorsätzlich erhöht hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Gefahrerhöhung ist die 
AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versi-
cherungsnehmer.

bb)	 Abweichend von aa) ist die AUXILIA zur Leistung ver-
pflichtet,

	 –	� soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Rechtsschutzfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war, oder

	 –	� wenn zur Zeit des Eintritts des Rechtsschutzfalles die 
Frist für die Kündigung der AUXILIA abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war.

(2)	 Nachträgliche Erkenntnis der Gefahrerhöhung
	 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne Einwilli-

gung der AUXILIA eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestat-
tet hat, hat er die Gefahrerhöhung der AUXILIA unverzüglich anzuzei-
gen. Dies löst folgende Rechte aus:
a)	 Kündigung wegen Gefahrerhöhung
	 Die AUXILIA kann den gesamten Vertrag (§ 26 Privat-, Berufs- 

und Verkehrs-Rechtsschutz BASIS flex und – sofern versichert - 
§ 29 Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder eines Einfa-
milienhauses BASIS flex) unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht 
innerhalb eines Monats ab der Kenntnis der AUXILIA von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt wird oder wenn der Zustand wieder-
hergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

b)	 Beitragserhöhung wegen Gefahrerhöhung
aa)	 Die AUXILIA kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeit-

punkt der Gefahrerhöhung einen ihren Geschäftsgrund-
sätzen für diese höhere Gefahr entsprechenden Beitrag 
verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr aus-
schließen. Das Recht auf Beitragserhöhung erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis der  
AUXILIA von der Gefahrerhöhung ausgeübt wird oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Ge-
fahrerhöhung bestanden hat.

bb)	 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um 
mehr als zehn Prozent oder schließt die AUXILIA die Absi-
cherung der höheren Gefahr aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den gesamten Vertrag (§ 26 Privat-, Berufs- 
und Verkehrs-Rechtsschutz BASIS flex und – sofern versi-
chert – § 29 Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder 
eines Einfamilienhauses BASIS flex)  innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Mitteilung der AUXILIA ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. Die AUXILIA hat den Ver
sicherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hin-
zuweisen.

c)	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
aa)	 Die AUXILIA ist nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 

Rechtsschutzfall später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, zu dem die Anzeige der AUXILIA hätte zu-
gegangen sein müssen, es sei denn, der AUXILIA war die 
Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt bekannt. Die  
AUXILIA ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung 
der Anzeigepflicht nicht auf Vorsatz beruht. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung der Anzeigepflicht ist die 
AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer.

bb)	 Abweichend von aa) ist die AUXILIA zur Leistung ver-
pflichtet,

	 –	� soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Rechtsschutzfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war, oder

	 –	� wenn zur Zeit des Eintritts des Rechtsschutzfalles die 
Frist für die Kündigung der AUXILIA abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war.

§ 12	 Wegfall des Gegenstandes der Versicherung einschließlich 
Tod des Versicherungsnehmers

(1) 	 Fällt der Gegenstand der Versicherung ganz oder teilweise weg, 
endet der Versicherungsschutz für den weggefallenen Gegenstand, 
soweit keine abweichende Regelung getroffen ist. Erlangt die AUXI-
LIA später als zwei Monate nach dem Wegfall des Gegenstandes der 
Versicherung hiervon Kenntnis, steht ihr der Beitrag bis zum Zeit-
punkt der Kenntniserlangung zu.

(2) 	 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versiche-
rungsschutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit 
der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Grün-
den ein Wegfall des Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird 
der nach dem Todestag nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versi-
cherungsschutz in dem am Todestag bestehenden Umfang aufrecht-
erhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den gezahlt 
wurde, wird an Stelle des Verstorbenen Versicherungsnehmer. Er 
kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die Aufhebung des 
Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3) 	 Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein be-
zeichnete, selbst bewohnte Wohnung oder das selbst bewohnte Ein-
familienhaus, geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über, 
sofern die Jahresbruttomiete (Kaltmiete und vereinbarte Nebenkos-
ten) der neuen Wohnung oder des neuen Einfamilienhauses ebenso 
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bis 9.000,- € beträgt. Versichert sind Rechtsschutzfälle, die im Zusam-
menhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst nach 
dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt für 
Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor des-
sen geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

	
§ 13 Außerordentliche Kündigung

(1) 	 Hat nach dem Eintritt eines Rechtsschutzfalles die AUXILIA ihre Leis-
tungspflicht anerkannt oder abgelehnt, ist der Versicherungsnehmer 
berechtigt, den Vertrag durch Kündigung vorzeitig zu beenden.

(2)	 Hat die AUXILIA ihre Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb 
von 12 Monaten eingetretenen Rechtsschutzfälle anerkannt oder ab-
gelehnt, ist die AUXILIA innerhalb eines Monats nach Anerkennung 
oder Ablehnung der Leistungspflicht für den zweiten oder jeden wei-
teren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag durch Kündigung vor-
zeitig zu beenden.

(3) 	 Das Recht zur Kündigung entfällt, wenn die Kündigung in Textform 
(z.B. Brief, Fax, E-Mail) dem Vertragspartner nicht innerhalb eines  
Monats nach Eintritt der Kündigungsvoraussetzung zugegangen ist.

(4) 	 Kündigt der Versicherungsnehmer wird seine Kündigung sofort nach 
ihrem Zugang bei der AUXILIA wirksam. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu jedem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ablauf des Versicherungsjahres, wirk-
sam wird. 

	 Eine Kündigung der AUXILIA wird einen Monat nach ihrem Zugang 
beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14	 Gesetzliche Verjährung

1) 	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

(2) 	 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei der AUXILIA ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem 
Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung der AUXILIA dem Ver-
sicherten in Textform zugeht.

§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen

(1) 	 Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im je-
weils bestimmten Umfang für die in § 26 oder im Versicherungsschein 
genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Versicherungs-
schutz für Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung 
oder Tötung des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person kraft Gesetzes zustehen.

(2) 	 Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer be-
treffenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch widersprechen, wenn eine mitversicherte Person Rechts-
schutz verlangt.

§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

(1) 	 Alle für die AUXILIA bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an 
die Hauptverwaltung der AUXILIA gerichtet werden.	

(2) 	 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift der  
AUXILIA nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem 
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte der AUXILIA bekannten  
Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach Absendung des Briefes als 
zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensände-
rung des Versicherungsnehmers.

3. Rechtsschutzfall

§ 17 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles

(1) 	 Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsneh-
mers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er
a) 	 der AUXILIA den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch 

mündlich oder telefonisch – anzuzeigen;
b) 	 die AUXILIA vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche 

Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie Beweis-
mittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung 
zu stellen;

c) 	 soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,
aa) 	 kostenauslösende Maßnahmen mit der AUXILIA abzu-

stimmen, insbesondere vor der Erhebung und Abwehr 
von Klagen sowie vor der Einlegung von Rechtsmitteln 
die Zustimmung der AUXILIA einzuholen;

bb) 	 für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG 
zu sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskos-
ten so gering wie möglich gehalten werden sollen. Von 
mehreren möglichen Vorgehensweisen hat der Versiche-
rungsnehmer die kostengünstigste zu wählen, indem er 
z.B. (Aufzählung nicht abschließend):

	 –	� nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel 
kostengünstiger mit einem Prozess erreicht werden 
kann (z.B. Bündelung von Ansprüchen oder Inan-
spruchnahme von Gesamtschuldnern als Streitgenos-
sen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klage-
erhebung), 

	 – �	� auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der ak-
tuellen Situation nicht oder noch nicht notwendig sind, 

	 – 	� vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen ge-
richtlichen Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder 
rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten Rechts-
streit haben kann,

	  – 	� vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche 
einklagt und die etwa nötige gerichtliche Geltendma-
chung der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraft 
der Entscheidung über die Teilansprüche zurückstellt, 

	 – 	� in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze 
Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einlegung von 
Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, dem Rechtsan-
walt einen unbedingten Prozessauftrag zu erteilen, 
der auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

	 Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Scha-
dens Weisungen der AUXILIA einzuholen und zu befol-
gen. Er hat den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung 
zu beauftragen.

cc) 	� den Rechtsschutzfall unverzüglich dem Vorversicherer an-
zuzeigen, nachdem die AUXILIA den Versicherungsschutz 
wegen Eintritt des Rechtsschutzfalles vor Beginn des Ver-
sicherungsschutzes gemäß § 7 abgelehnt hat und zu die-
sem Zeitpunkt der Vertrag beim Vorversicherer vor weni-
ger als drei Jahren beendet wurde.

(2) 	 Die AUXILIA bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall be-
stehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer 
Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor 
die AUXILIA den Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen 
durch solche Maßnahmen Kosten, trägt die AUXILIA nur die Kosten, 
die sie bei einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maß-
nahmen zu tragen hätte.

(3) 	 Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt 
aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der 
Versicherer nach § 5 Abs. 2 a) und b) trägt. Die AUXILIA wählt den 
Rechtsanwalt aus,
a) 	 wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
b) 	 wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt 

und der AUXILIA die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsan-
waltes notwendig erscheint.

(4) 	 Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst 
beauftragt hat, wird dieser von der AUXILIA im Namen des Versiche-
rungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist die 
AUXILIA nicht verantwortlich.

(5) 	 Der Versicherungsnehmer hat
a) 	 den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten 

Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, 
ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu 
erteilen und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

b) 	 der AUXILIA auf Verlangen Auskunft über den Stand der Ange-
legenheit zu geben.

(6) 	 Wird eine der in den Abs. 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vor-
sätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versiche-
rungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist 
die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Rechtsschutz-
falles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vor-
aussetzung, dass die AUXILIA den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

	 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für 
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

(7) 	 Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung seiner Oblie-
genheiten die Kenntnis und das Verhalten des von ihm beauftragten 
Rechtsanwaltes zurechnen lassen, sofern dieser die Abwicklung des 
Rechtsschutzfalles gegenüber der AUXILIA übernimmt.

(8) 	 Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem 
Einverständnis der AUXILIA abgetreten werden. 
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(9) 	 Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung 
von Kosten, die die AUXILIA getragen hat, gehen mit ihrer Entste-
hung auf die AUXILIA über. Die für die Geltendmachung der Ansprü-
che notwendigen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer der  
AUXILIA auszuhändigen und bei deren Maßnahmen gegen die ande-
ren auf Verlangen mitzuwirken. Dem Versicherungsnehmer bereits er-
stattete Kosten sind an die AUXILIA zurückzuzahlen. 

	 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist 
die AUXILIA zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als die AUXILIA 
infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist die AUXILIA 
berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Be-
weislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.

§ 18	 entfällt

§ 19 Versicherungsombudsmann e.V.

(1)	 Der Versicherungsombudsmann e.V. ist eine unabhängige Einrichtung 
der deutschen Versicherungswirtschaft zur Schlichtung von Streitig-
keiten im Zusammenhang mit Versicherungsverträgen.

(2)	 Die AUXILIA ist Mitglied im Versicherungsombudsmann e.V. und hat 
sich zur Teilnahme am Streitschlichtungsverfahren verpflichtet.

(3)	 Sie können sich als Verbraucher bzw. wenn Sie sich in einer verbrau-
cherähnlichen Lage befinden, jederzeit mit einer Beschwerde an den 
Versicherungsombudsmann e.V. wenden.
Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin,
Tel. 0800 3696000 Fax 0800 3699000, 
E-Mail beschwerde@versicherungsombudsmann.de

§ 20 Zuständiges Gericht. Anzuwendendes Recht

(1) 	 Klagen gegen die AUXILIA 
	 Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen die AUXILIA 

erhoben werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz der AUXILIA oder ihrer für das jeweilige Versicherungsver-
hältnis zuständigen Niederlassung. 

	 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur 
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) 	� Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
	 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen 

aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben 
werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
den Ort seines gewöhnlichen Aufenthaltes zuständig ist. 

(3) 	 Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers
	 Ist der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungs-

nehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz der AUXILIA 
oder ihrer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

4. Formen des Versicherungsschutzes

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass das Jahresbruttohaus-
haltseinkommen aller versicherten Personen (siehe § 26 Abs. 1 und 2 a)) zu-
sammen nicht mehr als 24.000,- € im Kalenderjahr beträgt. 
Beträgt das Jahresbruttohaushaltseinkommen aller versicherten Personen 
zusammen mehr als 24.000,- €, stellt dies eine Gefahrerhöhung dar und 
löst die Rechte gemäß § 11a aus.
Für die zusätzliche Versicherungsmöglichkeit nach § 29 ist Voraussetzung, 
dass die Jahresbruttomiete (Kaltmiete + vereinbarte Nebenkosten) für die 
im Versicherungsschein genannte Wohnung oder das Haus einschließlich 
der zugehörigen Garagen bis 9.000,- € im Kalenderjahr beträgt.

§ 21	 entfällt
§ 21 a entfällt
§ 22	 entfällt
§ 23	 entfällt
§ 24	 entfällt
§ 25	 entfällt

§ 26	 Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz BASIS flex

(1)	 Versicherungsschutz besteht für den privaten und beruflichen Bereich 
des Versicherungsnehmers und seines ehelichen / eingetragenen oder 
im Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspartners. 

	 Versicherungsschutz besteht für diese Personen auch in ihrer Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter der in Abs. 5 genannten, bei Ver-
tragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen 
oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehe-
nen und als Mieter jedes von ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug 
zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu 
Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf 
alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berech-
tigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

	 Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberuflichen 
oder sonstigen selbständigen Tätigkeit, es sei denn, es handelt sich 
um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Umfang des Ver-
kehrs-Rechtsschutzes bzgl. PKWs, Kombis, Krafträder, Mofas, Mo-
peds, Wohnmobile ohne Vermietung sowie Anhänger, sofern diese 
Fahrzeuge auch privat genutzt werden.

(1 a)	 entfällt
(2)	 Mitversichert sind 

a) 	 aa) 	 die minderjährigen Kinder;
bb) 	 die im Haushalt des Versicherungsnehmers lebenden, un-

verheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonsti-
gen Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kinder bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres, jedoch längstens 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer 
angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein 
leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

b) 	 aa) 	� die unter Abs. 2 a) genannten Personen in ihrer Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter der in Abs. 5 genannten, 
bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf 
sie zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehenen und als Mieter jedes von 
ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorüberge-
henden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande 
sowie Anhängers und alle Personen als berechtigte Fahrer 
oder berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge;

bb) 	 Abweichend von Abs. 1 besteht Versicherungsschutz für 
im Versicherungsschein benannte Motorfahrzeuge zu 
Lande, die sich im Besitz des Versicherungsnehmers be-
finden, auch wenn diese nicht auf den Versicherungsneh-
mer zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen sind.

cc) 	 der Versicherungsnehmer, sein ehelicher/eingetragener 
oder im Versicherungsschein genannter sonstiger Le-
benspartner und die unter Abs. 2 a) genannten Personen 
in ihrer Eigenschaft als Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu 
Lande, das weder ihnen gehört noch auf sie zugelassen 
oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen ist.

(3)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
– 	 Schadenersatz-Rechtsschutz 		  (§ 2 a),
– 	 Arbeits-Rechtsschutz, auch als Arbeitgeber  

aus hauswirtschaftlichen Beschäftigungs-  
und Pflegeverhältnissen 		  (§ 2 b),

– 	 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 		  (§ 2 d),
– 	 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten 		  (§ 2 e),
– 	 Sozialgerichts-Rechtsschutz 		  (§ 2 f),
– 	 Verwaltungs-Rechtsschutz 		  (§ 2 g),
– 	 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 		  (§ 2 h),
– 	 Straf-Rechtsschutz 		  (§ 2 i),
– 	 Rechtsschutz für das Opfer von Gewaltstraftaten 		  (§ 2 j),
– 	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 		  (§ 2 k),
– 	 Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts-  

und Erbrecht		  (§ 2 l),
– 	 Betreuungs-Rechtsschutz 		  (§ 2 m),
– 	 Altersvorsorge- und Sparer-Rechtsschutz 		  (§ 2 n),
– 	 Rechtsschutz für Vorsorgeverfügung 		  (§ 2 o),
– 	 Internet-Rechtsschutz im Zusammenhang  

mit der privaten Internetnutzung 		  (§ 2 q).
	 Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher In-

teressen als Eigentümer, Vermieter, Verpächter, Mieter, Pächter oder Nut-
zungsberechtigter von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen.

	 (Hinweis: Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder eines 
	 Einfamilienhauses ist versicherbar über § 29)
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(4) 	 Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht auch im Zu-
sammenhang mit dem Erwerb eines neu hinzukommenden Motor-
fahrzeuges zu Lande. Dies gilt nicht, wenn das Fahrzeug zum ge-
werblichen Weiterverkauf oder nur zum vorübergehenden Eigenge-
brauch erworben wird. 

	 Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht auch im Zu-
sammenhang mit Versicherungsverträgen Dritter bezüglich der unter 
Abs. 2 b) aa) und bb) versicherten Fahrzeuge mit Ausnahme gemiete-
ter Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge.

(5) 	 Motorfahrzeuge zu Lande im Sinne dieser Bestimmung sind PKWs, 
Kombis, Krafträder, Mofas, Mopeds, Wohnmobile ohne Vermietung 
sowie Anhänger.

(6) 	 Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebe-
ne Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt sein 
und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem Versicherungs-
kennzeichen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit be-
steht Rechtsschutz nur für diejenigen Personen, die von diesem Ver-
stoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. 
Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist die AUXILIA berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis 
nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

	 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte 
Person oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfal-
les noch für die Feststellung oder den Umfang der der AUXILIA oblie-
genden Leistung ursächlich war.

§ 27	 entfällt
§ 28  entfällt
§ 28a entfällt

§ 29 	Rechtsschutz für Mieter einer Wohnung oder eines 
Einfamilienhauses BASIS flex

(1)	 Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer als Mieter 
der im Versicherungsschein genannten Wohnung oder des genann-
ten Einfamilienhauses. Die dieser Wohnung bzw. diesem Einfamilien-
haus zuzurechnenden Garagen oder Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind 
eingeschlossen.

(2)	 Der Versicherungsschutz umfasst:
– 	 Wohnungs-Rechtsschutz	 (§ 2 c),
– 	 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten	 (§ 2 e),
– 	 Straf-Rechtsschutz	 (§ 2 i) bb),
– 	 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz	 (§ 2 k) bb).
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Anhang: Wichtige gesetzliche Vorschriften zu den ARB

Gesetz über das Kreditwesen (Kreditwesengesetz - KWG) – Auszug

§ 1  Begriffsbestimmungen

§ 1	 Absatz 1) KWG

Bankgeschäfte sind
	 1.	� die Annahme fremder Gelder als Einlagen oder anderer unbe-

dingt rückzahlbarer Gelder des Publikums, sofern der Rückzah-
lungsanspruch nicht in Inhaber- oder Orderschuldverschreibun-
gen verbrieft wird, ohne Rücksicht darauf, ob Zinsen vergütet 
werden (Einlagengeschäft),

Gesetz über den Wertpapierhandel  
(Wertpapierhandelsgesetz - WpHG) – Auszug

§ 2  Begriffsbestimmungen
§ 2	 Absatz 1 WpHG

Wertpapiere im Sinne dieses Gesetzes sind, auch wenn keine Urkunden über 
sie ausgestellt sind, alle Gattungen von übertragbaren Wertpapieren mit 
Ausnahme von Zahlungsinstrumenten, die ihrer Art nach auf den Finanz-
märkten handelbar sind, insbesondere
1.   �	 Aktien,
2.	� andere Anteile an in- oder ausländischen juristischen Personen, Perso-

nengesellschaften und sonstigen Unternehmen, soweit sie Aktien 
vergleichbar sind, sowie Zertifikate, die Aktien vertreten,

3.	 Schuldtitel,
	 a)	� insbesondere Genussscheine und Inhaberschuldverschreibun-

gen und Orderschuldverschreibungen sowie Zertifikate, die 
Schuldtitel vertreten,

	 b)	� sonstige Wertpapiere, die zum Erwerb oder zur Veräußerung 
von Wertpapieren nach den Nummern 1 und 2 berechtigen 
oder zu einer Barzahlung führen, die in Abhängigkeit von Wert-
papieren, von Währungen, Zinssätzen oder anderen Erträgen, 
von Waren, Indices oder Messgrößen bestimmt wird.

§ 2	 Absatz 1a WpHG

Geldmarktinstrumente im Sinne dieses Gesetzes sind alle Gattungen von 
Forderungen, die nicht unter Absatz 1 fallen und die üblicherweise auf dem 
Geldmarkt gehandelt werden, mit Ausnahme von Zahlungsinstrumenten.

§ 2	 Absatz 2 WpHG

Derivate im Sinne dieses Gesetzes sind
1.	 als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder 

Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und deren 
Wert sich unmittelbar oder mittelbar vom Preis oder Maß eines Basis-
wertes ableitet (Termingeschäfte) mit Bezug auf die folgenden Basis-
werte:

	 a)	 Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,
	 b)	 Devisen oder Rechnungseinheiten,
	 c)	 Zinssätze oder andere Erträge,
	 d)	� Indices der Basiswerte der Buchstaben a, b oder c, andere 

Finanzindices oder Finanzmessgrößen oder
	 e)	 Derivate;
2.	� Termingeschäfte mit Bezug auf Waren, Frachtsätze, Emissionsberech-

tigungen, Klima- oder andere physikalische Variablen, Inflationsraten 
oder andere volkswirtschaftliche Variablen oder sonstige Vermögens-
werte, Indices oder Messwerte als Basiswerte, sofern sie

	 a)	� durch Barausgleich zu erfüllen sind oder einer Vertragspartei 
das Recht geben, einen Barausgleich zu verlangen, ohne dass 
dieses Recht durch Ausfall oder ein anderes Beendigungsereig-
nis begründet ist,

	 b)	� auf einem organisierten Markt oder in einem multilateralen 
Handelssystem geschlossen werden oder

	 c)	� nach Maßgabe des Artikels 38 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur Durch-
führung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates betreffend die Aufzeichnungspflichten für Wert-
papierfirmen, die Meldung von Geschäften, die Markttranspa-
renz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel und 
bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. EU Nr. L 241 
S. 1) Merkmale anderer Derivate aufweisen und nichtkommer
ziellen Zwecken dienen und nicht die Voraussetzungen des  
Artikels 38 Abs. 4 dieser Verordnung gegeben sind, 

und sofern sie keine Kassageschäfte im Sinne des Artikels 38 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 sind;

3.	 finanzielle Differenzgeschäfte;

4.	� als Kauf, Tausch oder anderweitig ausgestaltete Festgeschäfte oder 
Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und dem 
Transfer von Kreditrisiken dienen (Kreditderivate);

5.	� Termingeschäfte mit Bezug auf die in Artikel 39 der Verordnung (EG) 
Nr. 1287/2006 genannten Basiswerte, sofern sie die Bedingungen der 
Nummer 2 erfüllen.

§ 2	 Abs. 2b WpHG

Finanzinstrumente im Sinne dieses Gesetzes sind Wertpapiere im Sinne des 
Absatzes 1, Anteile an Investmentvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs, Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 
1a, Derivate im Sinne des Absatzes 2, Rechte auf Zeichnung von Wertpapie-
ren und Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Vermögensanla-
gengesetzes mit Ausnahme von Anteilen an einer Genossenschaft im Sinne 
des § 1 des Genossenschaftsgesetzes sowie Namensschuldverschreibungen, 
die mit einer vereinbarten festen Laufzeit, einem unveränderlich vereinbar-
ten festen positiven Zinssatz ausgestattet sind, bei denen das investierte  
Kapital ohne Anrechnung von Zinsen ungemindert zum Zeitpunkt der  
Fälligkeit zum vollen Nennwert zurückgezahlt wird, und die von einem  
CRR-Kreditinstitut im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengeset-
zes, dem eine Erlaubnis nach § 32 Absatz 1 des Kreditwesengesetzes erteilt 
worden ist, ausgegeben werden, wenn das darauf eingezahlte Kapital im 
Falle des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Instituts oder der  
Liquidation des Instituts nicht erst nach Befriedigung aller nicht nachrangi-
gen Gläubiger zurückgezahlt wird.

Gesetz über Vermögensanlagen (Vermögensanlagengesetz – 
VermAnlG) -Auszug

§ 1 	 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1 	 Abs. 2 VermAnlG

Vermögensanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind nicht in Wertpapieren im 
Sinne des Wertpapierprospektgesetzes verbriefte und nicht als Anteile an 
Investmentvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Kapitalanlagegesetz-
buchs ausgestaltete 

1.   �	 Anteile, die eine Beteiligung am Ergebnis eines Unternehmens ge-
währen,

2.	 Anteile an einem Vermögen, das der Emittent oder ein Dritter in eige-
nem Namen für fremde Rechnung hält oder verwaltet (Treuhandver-
mögen),

3.	 partiarische Darlehen,
4.	 Nachrangdarlehen,
5.	 Genussrechte,
6.	 Namensschuldverschreibungen und
7.	 sonstige Anlagen, die einen Anspruch auf Verzinsung und Rückzah-

lung gewähren oder im Austausch für die zeitweise Überlassung von 
Geld einen vermögenswerten auf Barausgleich gerichteten Anspruch 
vermitteln,

sofern die Annahme der Gelder nicht als Einlagengeschäft im Sinne des § 1 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Kreditwesengesetzes zu qualifizieren ist.

Gesetz über die Vergütung der Rechtsanwältinnen und Rechts
anwälte (Rechtsanwaltsvergütungsgesetz - RVG) – Auszug

§ 34  Beratung, Gutachten und Mediation

§ 34	 Absatz 1 und 2

(1) 	 Für einen mündlichen oder schriftlichen Rat oder eine Auskunft (Bera-
tung), die nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zu-
sammenhängen, für die Ausarbeitung eines schriftlichen Gutachtens 
und für die Tätigkeit als Mediator soll der Rechtsanwalt auf eine Ge-
bührenvereinbarung hinwirken, soweit in Teil 2 Abschnitt 1 des Ver-
gütungsverzeichnisses keine Gebühren bestimmt sind. Wenn keine 
Vereinbarung getroffen worden ist, erhält der Rechtsanwalt Gebüh-
ren nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. Ist im Fall des Sat-
zes 2 der Auftraggeber Verbraucher, beträgt die Gebühr für die Bera-
tung oder für die Ausarbeitung eines schriftlichen Gutachtens jeweils 
höchstens 250 Euro; § 14 Abs. 1 gilt entsprechend; für ein erstes Be-
ratungsgespräch beträgt die Gebühr jedoch höchstens 190 Euro.

(2) 	 Wenn nichts anderes vereinbart ist, ist die Gebühr für die Beratung 
auf eine Gebühr für eine sonstige Tätigkeit, die mit der Beratung zu-
sammenhängt, anzurechnen.




